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In einer am 26. September 2007 verabschiedeten Erklärung rief das
Ministerkomitee die Mitgliedstaaten dazu auf, den investigativen Journalismus zu
schützen und zu fördern. Hinter dieser Erklärung steht die Überzeugung des
Komitees, dass echter investigativer Journalismus dazu beiträgt, juristisches oder
ethisches Unrecht aufzudecken, das vorsätzlich verschleiert wird. Diese Art der
journalistischen Arbeit leistet daher einen wesentlichen Beitrag zur
Kontrollfunktion der Medien in einer Demokratie.

Die Erklärung fordert die Mitgliedstaaten auf, die persönliche Sicherheit von
Medienschaffenden, ihre Bewegungsfreiheit, ihren Informationszugang und ihr
Recht auf Quellenschutz zu garantieren. Sie unterstreicht auch, dass
Freiheitsentzug, unverhältnismäßige Geldstrafen, Berufsverbote, Beschlagnahmen
von Material oder Hausdurchsuchungen nicht dazu missbraucht werden dürfen,
Medienschaffende und insbesondere investigativ arbeitende Journalisten
einzuschüchtern.

Die Erklärung verweist speziell auf das neue Urteil des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte (Rechtssache Dammann gegen die Schweiz, Antrag Nr.
77551/01, siehe IRIS 2006-6: 4), das Art. 10 der Europäischen Konvention für
Menschenrechte dahingehend interpretierte, dass nicht nur die
Publikationsfreiheit geschützt sei, sondern auch die - besonders für den
investigativen Journalismus wichtige - Recherche. Das Ministerkomitee fordert die
Mitgliedstaaten auf, diese Entwicklung zu berücksichtigen, gegebenenfalls auch in
ihrer innerstaatlichen Gesetzgebung.

Das Komitee äußert sich ferner besorgt über die zunehmenden Einschränkungen
der Meinungs- und Informationsfreiheit im Namen der öffentlichen Sicherheit und
der Terrorbekämpfung, über Prozesse gegen Medienschaffende wegen
Beschaffung oder Veröffentlichung von Informationen von öffentlichem Interesse,
über die ungerechtfertigte Überwachung von Journalisten und über
gesetzgeberische Maßnahmen zur Einschränkung des Schutzes von Informanten.

Die Minister rufen auch die Medien, die Journalisten und deren Verbände auf, den
investigativen Journalismus zu fördern und zu unterstützen und dabei die
Menschenrechte zu achten und hohe ethische Maßstäbe anzulegen.
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Declaration by the Committee of Ministers on the protection and
promotion of investigative journalism (Adopted by the Committee of
Ministers on 26 September 2007 at the 1005th meeting of the Ministers'
Deputies)

https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?id=1188517&Site=CM&BackColorInternet=9999CC
&BackColorIntranet=FFBB55&BackColorLogged=FFAC75

Erklärung des Ministerkomitees zum Schutz und zur Förderung des investigativen
Journalismus, verabschiedet vom Ministerkomitee am 26. September 2007 bei der
1005. Sitzung der Ministerdelegierten
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